
    

 

Referentenentwurf 

des Bundesministeriums der Justiz und für Verbraucherschutz 

Entwurf eines Gesetzes zu dem Zusatzprotokoll vom 22. Oktober 2015 
zum Übereinkommen des Europarats zur Verhütung des Terrorismus 
vom 16. Mai 2005 

A. Problem und Ziel 

Das Zusatzprotokoll vom 22. Oktober 2015 zum Übereinkommen des Europarats zur Ver-
hütung des Terrorismus vom 16. Mai 2005 (im Folgenden: Zusatzprotokoll) wurde von der 
Bundesrepublik Deutschland am 22. Oktober 2015 in Riga unterzeichnet. Es soll nun rati-
fiziert werden. 

Das Zusatzprotokoll ergänzt zum einen die strafrechtlichen Regelungen des Überein-
kommens des Europarats zur Verhütung des Terrorismus vom 16. Mai 2005 (BGBl. 2011 
II S. 300, 301), insbesondere mit Blick auf die vom Sicherheitsrat der Vereinten Nationen 
am 24. September 2014 verabschiedete Resolution 2178 (2014). Diese Resolution be-
fasst sich mit spezifischen Gefahren, die von ausländischen terroristischen Kämpfern 
(„Foreign Terrorist Fighters“) ausgehen. Vor diesem Hintergrund sollen die Vertragspar-
teien nach dem Zusatzprotokoll in ihrem nationalen Recht Straftatbestände zur Beteili-
gung an einer Vereinigung oder einer Gruppe für terroristische Zwecke (Artikel 2), zum 
Erhalt einer Ausbildung für terroristische Zwecke (Artikel 3), zu Auslandsreisen für terro-
ristische Zwecke (Artikel 4), zur Finanzierung von Auslandsreisen für terroristische Zwe-
cke (Artikel 5) und zur Organisation oder sonstigen Erleichterung von Auslandsreisen für 
terroristische Zwecke (Artikel 6) vorsehen.  

Zum anderen zielt das Zusatzprotokoll auf eine Stärkung und Erleichterung des Austau-
sches von Informationen zwischen den Vertragsparteien über Personen, die Auslandrei-
sen für terroristische Zwecke unternehmen (Artikel 7). Zu diesem Zweck soll jede Ver-
tragspartei eine Kontaktstelle bestimmen, die an sieben Wochentagen 24 Stunden täglich 
zur Verfügung steht. 

B. Lösung 

Durch den vorliegenden Gesetzentwurf sollen die Voraussetzungen nach Artikel 59 Ab-
satz 2 Satz 1 des Grundgesetzes für die Ratifizierung des Zusatzprotokolls geschaffen 
werden. 

C. Alternativen 

Keine. 

D. Haushaltsausgaben ohne Erfüllungsaufwand 

Für den Bund und für die Länder inklusive Kommunen fallen keine Haushaltsausgaben 
ohne Erfüllungsaufwand an. 
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E. Erfüllungsaufwand 

E.1 Erfüllungsaufwand für Bürgerinnen und Bürger 

Für die Bürgerinnen und Bürger entsteht kein Erfüllungsaufwand. 

E.2 Erfüllungsaufwand für die Wirtschaft 

Für die Wirtschaft, insbesondere für kleinere und mittlere Unternehmen, entsteht kein Er-
füllungsaufwand. 

Davon Bürokratiekosten aus Informationspflichten 

Keine. 

E.3 Erfüllungsaufwand der Verwaltung 

Für die Verwaltung auf Landesebene und auf Bundesebene fällt durch dieses Gesetz kein 
Erfüllungsaufwand an.  

F. Weitere Kosten 

Weitere Kosten fallen nicht an. Auswirkungen auf Einzelpreise und das allgemeine Preis-
niveau, insbesondere auf das Verbraucherpreisniveau, sind nicht zu erwarten. 
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Referentenentwurf der Bundesregierung 

Entwurf eines Gesetzes zu dem Zusatzprotokoll vom 22. Oktober 2015 
zum Übereinkommen des Europarats zur Verhütung des Terrorismus 

vom 16. Mai 2005 

Vom ... 

Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel 1 

Dem in Riga am 22. Oktober 2015 von der Bundesrepublik Deutschland unter-
zeichneten Zusatzprotokoll zum Übereinkommen des Europarats zur Verhütung des Ter-
rorismus wird zugestimmt. Das Zusatzprotokoll wird nachstehend mit einer amtlichen 
deutschen Übersetzung veröffentlicht. 

Artikel 2 

(1) Dieses Gesetz tritt am Tag nach der Verkündung in Kraft. 

(2) Der Tag, an dem das Zusatzprotokoll nach seinem Artikel 10 Absatz 3 für die 
Bundesrepublik Deutschland in Kraft tritt, ist im Bundesgesetzblatt bekannt zu geben. 
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Begründung zum Vertragsgesetz 

Zu Artikel 1 

Auf das Zusatzprotokoll ist Artikel 59 Absatz 2 Satz 1 des Grundgesetzes anzuwenden, 
da es sich, soweit es in die Zuständigkeit der Mitgliedstaaten der Europäischen Union 
fällt, auf Gegenstände der Bundesgesetzgebung bezieht. 

Zu Artikel 2 

Die Bestimmung des Absatzes 1 entspricht dem Erfordernis des Artikels 82 Absatz 2 
Satz 1 des Grundgesetzes. 

Nach Absatz 2 ist der Zeitpunkt, in dem das Zusatzprotokoll nach seinem Artikel 10 Ab-
satz 3 für die Bundesrepublik Deutschland in Kraft tritt, im Bundesgesetzblatt bekannt zu 
geben. 

Schlussbemerkung 

Für Bürgerinnen und Bürger und für die Wirtschaft, insbesondere für kleine und mittlere 
Unternehmen, entsteht kein Erfüllungsaufwand. Es werden keine Informationspflichten für 
die Wirtschaft oder für Bürgerinnen und Bürger eingeführt, vereinfacht oder abgeschafft. 
Auswirkungen auf Einzelpreise und das allgemeine Preisniveau, insbesondere auf das 
Verbraucherpreisniveau, sind nicht zu erwarten. 

Für die Verwaltung auf Landesebene und auf Bundesebene fällt durch dieses Gesetz kein 
Erfüllungsaufwand an. 

Informationspflichten für Behörden des Bundes und der Länder werden durch das Zu-
satzprotokoll nicht geschaffen.  
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TEXT 
 des Zusatzprotokolls zum Übereinkommen des Europarats  

zur Verhütung des Terrorismus 
in EN, F und D 
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Denkschrift 

A. Allgemeines 

Mit dem Zusatzprotokoll vom 22. Oktober 2015 zum Übereinkommen des Europarats zur 
Verhütung des Terrorismus vom 16. Mai 2005 (im Folgenden: Zusatzprotokoll) hat der 
Europarat auf die gestiegene terroristische Bedrohung insbesondere durch ausländische 
terroristische Kämpfer („Foreign Terrorist Fighters“) reagiert. Das Zusatzprotokoll ist am 
1. Juli 2017 in Kraft getreten. 

Das Zusatzprotokoll ergänzt zum einen die strafrechtlichen Regelungen des Überein-
kommens des Europarats zur Verhütung des Terrorismus (BGBl. 2011 II S. 300, 301, im 
Folgenden: Übereinkommen), insbesondere mit Blick auf die vom Sicherheitsrat der Ver-
einten Nationen am 24. September 2014 verabschiedete Resolution 2178 (2014). Diese 
Resolution befasst sich mit den spezifischen Gefahren, die von ausländischen terroristi-
schen Kämpfern („Foreign Terrorist Fighters“) ausgehen. Vor diesem Hintergrund sollen 
die Vertragsparteien nach dem Zusatzprotokoll in ihrem nationalen Recht Straftatbestän-
de zur Beteiligung an einer Vereinigung oder einer Gruppe für terroristische Zwecke (Arti-
kel 2), zum Erhalt einer Ausbildung für terroristische Zwecke (Artikel 3), zu Auslandsrei-
sen für terroristische Zwecke (Artikel 4), zur Finanzierung von Auslandsreisen für terroris-
tische Zwecke (Artikel 5) und zur Organisation oder sonstigen Erleichterung von Aus-
landsreisen für terroristische Zwecke (Artikel 6) vorsehen.  

Zum anderen zielt das Zusatzprotokoll auf eine Stärkung und Erleichterung des Austau-
sches von Informationen zwischen den Vertragsparteien über Personen, die Auslandrei-
sen für terroristische Zwecke unternehmen (Artikel 7). Zu diesem Zweck soll jede Ver-
tragspartei eine Kontaktstelle bestimmen, die an sieben Wochentagen 24 Stunden täglich 
zur Verfügung steht. 

Das Zusatzprotokoll soll das Übereinkommen ergänzen. Die im Zusatzprotokoll verwen-
deten Wörter und Ausdrücke sind im Sinne des Übereinkommens auszulegen; mit Aus-
nahme seines Artikels 9 (Ergänzende Straftatbestände) findet das Übereinkommen zwi-
schen den Vertragsparteien entsprechend Anwendung (Artikel 9 des Zusatzprotokolls). 
Dies bedeutet, dass die Vorschriften des Übereinkommens, etwa zu innerstaatlichen 
Maßnahmen zur Verhütung des Terrorismus, zur internationalen Zusammenarbeit bei der 
Verhütung des Terrorismus oder zur internationalen Zusammenarbeit in Strafsachen, 
auch auf das Zusatzprotokoll Anwendung finden (vgl. Erläuternder Bericht zum Zusatzpro-
tokoll, Anm. 11 und 12). Dies bedeutet auch, dass die Begriffe „terroristische Straftat“ und 
„Terrorismus“ wie im Übereinkommen zu verstehen sind (vgl. Erläuternder Bericht zum 
Zusatzprotokoll, Anm. 19). Nach dessen Artikel 1 Absatz 1 bedeutet eine „terroristische 
Straftat“ im Sinne des Übereinkommens eine Straftat im Geltungsbereich und nach der 
Begriffsbestimmung einer der im Anhang des Übereinkommens aufgeführten Verträge. 
Bei diesen Verträgen handelt es sich um elf sektorale VN-Antiterrorismus-
Übereinkommen, die Straftatbestände zu bestimmten Sachgebieten enthalten. 

Das Zusatzprotokoll liegt für Unterzeichner des Übereinkommens zur Unterzeichnung auf 
(Artikel 10 Absatz 1 des Zusatzprotokolls). Nach Inkrafttreten des Zusatzprotokolls kann 
jeder Staat, der dem Übereinkommen beigetreten ist, dem Zusatzprotokoll beitreten. Auch 
ein gleichzeitiger Beitritt zum Übereinkommen und zum Zusatzprotokoll ist möglich (Arti-
kel 11 Absatz 1 des Zusatzprotokolls).  

Der Erläuternde Bericht zum Zusatzprotokoll (im Folgenden: Erläuternder Bericht) stammt 
vom 22. Oktober 2015. Die Zitierungen im Folgenden beziehen sich auf die englischspra-
chige Textfassung des Erläuternden Berichts, die auf der Internetseite des Europarats 
veröffentlicht ist (www.conventions.coe.int). 
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B. Besonderes 

Zur Präambel 

Die Präambel betont den Wunsch, die Bestrebungen zur Verhütung und Bekämpfung aller 
Arten des Terrorismus sowohl in Europa als auch weltweit unter gleichzeitiger Achtung 
der Menschenrechte und der Rechtsstaatlichkeit weiter zu verstärken. Sie nimmt Bezug 
auf die Bedrohung, die von Personen ausgeht, die ins Ausland reisen mit dem Ziel, terro-
ristische Straftaten zu begehen, zu solchen beizutragen oder sich an solchen zu beteili-
gen oder im Hoheitsgebiet eines anderen Staates andere Personen für terroristische 
Zwecke auszubilden oder dort eine Ausbildung für terroristische Zwecke zu erhalten („Fo-
reign Terrorist Fighters“), und die hierzu vom Sicherheitsrat der Vereinten Nationen am 
24. September 2014 verabschiedete Resolution 2178 (2014). Vor diesem Hintergrund soll 
das Übereinkommen in bestimmten Punkten ergänzt werden. 

Zu Artikel 1 (Zweck) 

Nach Artikel 1 hat das Zusatzprotokoll den Zweck, das Übereinkommen im Hinblick auf 
die Strafbarkeit der in den Artikeln 2 bis 6 des Zusatzprotokolls beschriebenen Handlun-
gen zu ergänzen und so die Bestrebungen der Vertragsparteien zur Verhütung des Terro-
rismus und seiner nachteiligen Auswirkungen auf den uneingeschränkten Genuss der 
Menschenrechte, insbesondere des Rechts auf Leben, sowohl durch innerstaatlich zu 
treffende Maßnahmen als auch durch internationale Zusammenarbeit zu fördern. 

Zu Artikel 2 bis 6 im Allgemeinen 

Das Zusatzprotokoll verpflichtet die Mitgliedstaaten in seinen Artikeln 2 bis 6, verschiede-
ne Handlungen unter Strafe zu stellen, die zur Begehung terroristischer Straftaten führen 
können. Dies sind die Beteiligung an einer Vereinigung oder einer Gruppe für terroristi-
sche Zwecke (Artikel 2), der Erhalt einer Ausbildung für terroristische Zwecke (Artikel 3), 
Auslandsreisen für terroristische Zwecke (Artikel 4), die Finanzierung von Auslandsreisen 
für terroristische Zwecke (Artikel 5) und die Organisation oder sonstige Erleichterung von 
Auslandsreisen für terroristische Zwecke (Artikel 6). 

Wie für das Übereinkommen gilt, dass es für die Strafbarkeit der genannten Handlung 
nicht notwendig ist, dass eine terroristische Straftat begangen wurde (vgl. Artikel 8 des 
Übereinkommens, der über Artikel 9 des Zusatzprotokolls auch auf dieses Anwendung 
findet). 

Nach Artikel 12 des Zusatzprotokolls haben die Vertragsstaaten bei der Schaffung, Um-
setzung und Anwendung der Strafbarkeiten nach den Artikeln 2 bis 6 insbesondere den 
Verhältnismäßigkeitsgrundsatz zu berücksichtigen. 

Zu Artikel 2 (Beteiligung an einer Vereinigung oder einer Gruppe für terroristische 
Zwecke) 

Artikel 2 Absatz 2 verpflichtet die Vertragsparteien, die rechtswidrige und vorsätzliche 
Beteiligung an einer Vereinigung oder einer Gruppe für terroristische Zwecke unter Strafe 
zu stellen. Absatz 1 der Vorschrift definiert die Beteiligung an einer Vereinigung oder einer 
Gruppe für terroristische Zwecke als die Beteiligung an den Tätigkeiten einer Vereinigung 
oder Gruppe mit dem Ziel, eine oder mehrere terroristische Straftaten zu begehen oder 
zur Begehung einer oder mehrerer terroristischer Straftaten durch die Vereinigung oder 
Gruppe beizutragen.  

Der Erläuternde Bericht (Anm. 33) stellt dazu klar, dass Artikel 2 die Vertragsstaaten nicht 
verpflichtet, die bloße passive Mitgliedschaft in einer terroristischen Vereinigung oder 
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Gruppe oder die Mitgliedschaft in einer nicht aktiven terroristischen Vereinigung oder 
Gruppe unter Strafe zu stellen. 

In der Bundesrepublik Deutschland werden diese Vorgaben insbesondere durch § 129a 
Absatz 1, Absatz 2 und Absatz 5 und § 129b des Strafgesetzbuches (StGB) erfüllt. 

Zu Artikel 3 (Erhalt einer Ausbildung für terroristische Zwecke) 

Artikel 3 Absatz 2 verpflichtet die Vertragsparteien, den rechtswidrigen und vorsätzlichen 
Erhalt einer Ausbildung für terroristische Zwecke unter Strafe zu stellen. Nach Absatz 1 
der Vorschrift bedeutet der Erhalt einer Ausbildung für terroristische Zwecke, durch eine 
andere Person eine Unterweisung – einschließlich des Erwerbs von Kenntnissen oder 
praktischen Fähigkeiten - zu erhalten in der Herstellung oder im Gebrauch von Spreng-
stoffen, Feuer- oder sonstigen Waffen oder schädlichen oder gefährlichen Stoffen oder in 
anderen spezifischen Methoden oder Verfahren mit dem Ziel, eine terroristische Straftat 
zu begehen oder zu deren Begehung beizutragen. 

Die Vorschrift ergänzt Artikel 7 des Übereinkommens, der die Vertragsstaaten verpflichtet, 
die rechtswidrige und vorsätzliche Ausbildung für terroristische Zwecke unter Strafe zu 
stellen. Das Übereinkommen beschränkte sich damit auf die Strafbarkeit der ausbilden-
den Person. Diese Regelung ergänzt das Zusatzprotokoll nun um die Strafbarkeit auch 
der auszubildenden Person.  

Der Erläuternde Bericht (Anm. 40 und 41) führt hierzu aus, dass eine Ausbildung für terro-
ristische Zwecke im persönlichen Kontakt erhalten werden kann, beispielsweise in einem 
terroristischen Ausbildungslager, oder auch über elektronische Medien, einschließlich 
über das Internet. Das bloße Aufrufen von Webseiten mit Inhalten, die zur Ausbildung für 
terroristische Zwecke genutzt werden können, oder der Erhalt entsprechender Nachrich-
ten reiche hingegen nicht aus. Vielmehr müsse der Täter grundsätzlich aktiv an der Aus-
bildung teilnehmen. Erfasst sei auch die Teilnahme an legalen Aktivitäten, wie beispiels-
weise Chemiekurse an einer Universität, Flugstunden oder staatliche militärische Ausbil-
dungen, wenn nachgewiesen werden kann, dass die betroffene Person die Ausbildung mit 
dem erforderlichen Vorsatz absolviert, die erlangten Kenntnisse zur Begehung einer terro-
ristischen Straftat zu nutzen. 

In der Bundesrepublik Deutschland werden diese Vorgaben durch § 89a Absatz 2 Num-
mer 1 StGB erfüllt. 

Zu Artikel 4 (Auslandsreisen für terroristische Zwecke) 

Nach Artikel 4 Absatz 2 trifft jede Vertragspartei die erforderlichen Maßnahmen, um Aus-
landsreisen für terroristische Zwecke, die von ihrem Hoheitsgebiet ausgehen oder von 
ihren Staatsangehörigen unternommen werden, nach ihrem innerstaatlichen Recht als 
Straftaten zu umschreiben, wenn sie rechtswidrig und vorsätzlich begangen werden. Da-
bei kann jede Vertragspartei Bedingungen festlegen, die nach ihren verfassungsrechtli-
chen Grundsätzen erforderlich sind und mit diesen im Einklang stehen. Absatz 1 der Vor-
schrift definiert als Auslandreisen für terroristische Zwecke das Reisen in einen Staat, der 
nicht derjenige der Staatsangehörigkeit oder des Wohnsitzes des Reisenden ist, mit dem 
Ziel, eine terroristische Straftat zu begehen, zu einer solchen beizutragen oder sich an 
einer solchen zu beteiligen, andere Personen für terroristische Zwecke auszubilden oder 
eine Ausbildung für terroristische Zwecke zu erhalten. Nach Absatz 3 der Vorschrift soll 
auch der Versuch unter Strafe gestellt werden. 

Der Erläuternde Bericht (Anm. 43) führt dazu aus, dass die Vorschrift den Vertragspartei-
en erleichtern soll, ihren Verpflichtungen aus Ziffer 6 Buchstabe (a) der vom Sicherheitsrat 
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der Vereinten Nationen am 24. September 2014 verabschiedeten Resolution 2178 (2014) 
nachzukommen.  

Als Beispiel für Bedingungen, die eine Vertragspartei nach Artikel 4 Absatz 2 mit Blick auf 
ihre verfassungsrechtlichen Grundsätze festlegen kann, nennt der Erläuternde Bericht 
(Anm. 50) die Aufnahme weiterer Voraussetzungen zu dem Ziel der Reise für terroristi-
sche Zwecke.  

In der Bundesrepublik Deutschland werden diese Vorgaben durch § 89a Absatz 2a StGB 
erfüllt, der zur Umsetzung der Ziffer 6 Buchstabe (a) der Sicherheitsratsresolution 2178 
(2014) in das Strafgesetzbuch eingefügt wurde.  

Zu Artikel 5 (Finanzierung von Auslandsreisen für terroristische Zwecke) 

Artikel 5 Absatz 2 verpflichtet die Vertragsparteien nach ihrem innerstaatlichen Recht die 
Finanzierung von Auslandsreisen für terroristische Zwecke als Straftat zu umschreiben, 
wenn sie rechtswidrig und vorsätzlich begangen wird. Nach Absatz 1 bedeutet eine solche 
Finanzierung die auf irgendeinem Wege erfolgende unmittelbare oder mittelbare Bereit-
stellung oder Sammlung von Geldern, die es einer Person ganz oder teilweise ermögli-
chen, im Sinne des Artikels 4 Absatz 1 des Zusatzprotokolls für terroristische Zwecke ins 
Ausland zu reisen, wobei die Bereitstellung oder Sammlung in Kenntnis dessen erfolgt, 
dass die Gelder ganz oder teilweise für diesen Zweck bestimmt sind. 

Der Wortlaut dieser Vorschrift orientiert sich an Ziffer 6 Buchstabe (b) der vom Sicher-
heitsrat der Vereinten Nationen am 24. September 2014 verabschiedeten Resolution 
2178 (2014) und an Artikel 2 Absatz 1 des Internationalen Übereinkommens der Verein-
ten Nationen vom 9. Dezember 1999 zur Bekämpfung der Finanzierung des Terrorismus 
(Erläuternder Bericht Anm. 55). 

In der Bundesrepublik Deutschland werden diese Vorgaben insbesondere durch § 89c 
Absatz 1 Nummer 8 StGB erfüllt. 

Zu Artikel 6 (Organisation oder sonstige Erleichterung von Auslandsreisen für ter-
roristische Zwecke) 

Nach Artikel 6 Absatz 2 trifft jede Vertragspartei die erforderlichen Maßnahmen, um die 
Organisation oder sonstige Erleichterung von Auslandsreisen für terroristische Zwecke 
nach ihrem innerstaatlichen Recht als Straftat zu umschreiben, wenn sie rechtswidrig und 
vorsätzlich begangen wird. Absatz 1 der Vorschrift definiert die Organisation oder sonstige 
Erleichterung von Auslandsreisen für terroristische Zwecke als jede organisatorische oder 
erleichternde Handlung, die eine Person bei Auslandsreisen für terroristische Zwecke im 
Sinne des Artikels 4 Absatz 1 des Zusatzprotokolls unterstützt, wobei die auf diese Weise 
erbrachte Unterstützung in Kenntnis dessen erfolgt, dass sie terroristischen Zwecken 
dient. 

Diese Vorschrift basiert auf Ziffer 6 Buchstabe (c) der vom Sicherheitsrat der Vereinten 
Nationen am 24. September 2014 verabschiedeten Resolution 2178 (2014).  

Als Beispiele für Handlungen, die unter den Begriff der Organisation im Sinne diese Straf-
vorschrift fallen, nennt der Erläuternde Bericht den Erwerb von Reisetickets oder die Pla-
nung von Reiserouten. Eine Erleichterung der Auslandsreise für terroristische Zwecke sei 
jede andere Handlung, die die reisende Person darin unterstütze, ihr Reiseziel zu errei-
chen (Anm. 60).  
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Ausdrücklich wird darauf hingewiesen, dass der in Artikel 6 genannte Straftatbestand als 
vorbereitender Akt oder als Beihilfe zu der Haupttat unter Strafe gestellt werden könne 
(Anm. 61). 

In der Bundesrepublik Deutschland werden diese Vorgaben durch die Beihilfestrafbarkeit 
nach §§ 89a Absatz 2a, 27 StGB erfüllt. Darüber hinaus sind für terroristische Vereinigun-
gen die §§ 129a Absatz 5, 129b StGB anwendbar. 

Zu Artikel 7 (Informationsaustausch) 

Nach Artikel 7 errichten die Vertragsparteien ein Netz von Kontaktstellen, um zwischen 
den Vertragsparteien den rechtzeitigen Austausch aller verfügbaren sachdienlichen In-
formationen über Personen zu stärken, die Auslandsreisen im Sinne des Artikels 4 unter-
nehmen. Dazu sieht die Vorschrift vor, dass jede Vertragspartei eine Kontaktstelle be-
stimmt, die an sieben Wochentagen 24 Stunden täglich zur Verfügung steht. Absatz 2 
regelt, dass auch eine bereits bestehende Kontaktstelle benannt werden kann. Nach Ab-
satz 3 muss die Kontaktstelle einer Vertragspartei über Möglichkeiten zur schnellen 
Kommunikation mit der Kontaktstelle einer anderen Vertragspartei verfügen. Für die 
Durchführung des Informationsaustausches sind die Vorgaben des innerstaatlichen 
Rechts der Vertragsparteien sowie ihre internationalen Verpflichtungen maßgeblich. 

Beabsichtigt ist mit dieser Regelung die Schaffung eines unkomplizierten Mechanismus, 
der im Wesentlichen aus einer Liste der von den Vertragsparteien benannten Kontaktstel-
len besteht, die vom Sekretariat des Europarates gepflegt wird. Über das Netzwerk aus-
ausgetauscht werden sollen nur polizeiliche Informationen über Personen, die Auslands-
reisen für terroristische Zwecke unternehmen. Für die justizielle Zusammenarbeit zwi-
schen den Vertragsparteien sind weiterhin die Artikel 17, 19 und 22 des Übereinkommens 
einschlägig (Erläuternder Bericht, Anm. 64). 

Der Ministerrat des Europarates hat bei seiner Sitzung in Sofia am 18. Mai 2016 dazu 
aufgerufen, dieses Netz von Kontaktstellen zügig und bereits vor Inkrafttreten des Zusatz-
protokolls aufzubauen. Das Netzwerk besteht daher bereits seit dem 1. Dezember 2016. 

Für die Bundesrepublik Deutschland wurde das Bundeskriminalamt als Kontaktstelle be-
nannt. Rechtsgrundlagen für die Übermittlung von Daten des Bundeskriminalamtes inner-
halb der Europäischen Union und im internationalen Bereich enthalten insbesondere § 26 
und § 27 des Bundeskriminalamtgesetzes (BKAG). 

Zu Artikel 8 (Bedingungen und Garantien) 

Artikel 8 betont die Bedeutung der Wahrung der Menschenrechte und Grundfreiheiten bei 
der Bekämpfung des Terrorismus. 

Nach Absatz 1 stellt jeder Mitgliedstaat sicher, dass bei der Durchführung des Zusatzpro-
tokolls, insbesondere bei der Schaffung, Umsetzung und Anwendung der Strafbarkeit 
nach den Artikeln 2 bis 6, die Verpflichtungen zur Wahrung der Menschenrechte, insbe-
sondere das Recht auf Freizügigkeit, auf freie Meinungsäußerung, auf Vereinigungsfrei-
heit und auf Religionsfreiheit, wie sie in der Konvention zum Schutz der Menschenrechte 
und Grundfreiheiten, im Internationalen Pakt über bürgerliche und politische Rechte und 
in anderen völkerrechtlichen Verpflichtungen enthalten sind, soweit diese auf die Ver-
tragsparteien anwendbar sind, geachtet werden. 

Nach Absatz 2 soll die Schaffung, Umsetzung und Anwendung der Strafbarkeit nach den 
Artikeln 2 bis 6 ferner im Hinblick auf die rechtmäßig verfolgten Ziele und deren Notwen-
digkeit in einer demokratischen Gesellschaft dem Grundsatz der Verhältnismäßigkeit un-
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terliegen und jegliche Form der Willkür oder der diskriminierenden oder rassistischen Be-
handlung ausschließen. 

Artikel 8 wiederholt damit Artikel 12 des Übereinkommens. Zwar würde Artikel 12 des 
Übereinkommens auch ohne diese Wiederholung Anwendung auf das Zusatzprotokoll 
finden (vgl. Artikel 9 des Zusatzprotokolls). Um die Bedeutung der Vorschrift hervorzuhe-
ben, wurde sie aber dennoch erneut in das Zusatzprotokoll aufgenommen. Bei der – nicht 
abschließenden - Aufzählung der Menschenrechte, auf deren Wahrung insbesondere 
verwiesen wird, wurde das Recht auf Freizügigkeit als im Kontext des Zusatzprotokolls 
von besonderer Bedeutung hinzugefügt. 

Zu Artikel 9 (Verhältnis zwischen diesem Protokoll und dem Übereinkommen) 

Artikel 9 Satz 1 soll eine einheitliche Auslegung des Übereinkommens und des Zusatzpro-
tokolls sicherstellen, indem die im Zusatzprotokoll verwendeten Wörter und Ausdrücke im 
Sinne des Übereinkommens auszulegen sind. 

Nach Satz 2 findet zwischen den Vertragsparteien das Übereinkommen mit Ausnahme 
dessen Artikels 9 Anwendung. Artikel 9 des Übereinkommens verpflichtet die Vertragspar-
teien, bezüglich der in dem Übereinkommen genannten Straftaten auch die Mittäterschaft 
und die Teilnahme sowie weitgehend auch den Versuch unter Strafe zu stellen. Für die in 
dem Zusatzprotokoll genannten Straftaten soll dies nicht gelten. Eine Verpflichtung der 
Vertragsparteien, den Versuch unter Strafe zu stellen, sieht das Zusatzprotokoll in Arti-
kel 4 Absatz 3 lediglich für Auslandsreisen für terroristische Zwecke vor. Beihilfehandlun-
gen nach dem deutschen Rechtsverständnis sind von Artikel 6 erfasst, der die Organisati-
on oder sonstige Erleichterung von Auslandsreisen für terroristische Zwecke unter Strafe 
stellt (siehe oben zu Artikel 6). 

Zu Artikel 10 (Unterzeichnung und Inkrafttreten) 

Artikel 10 regelt die Unterzeichnung und das Inkrafttreten des Zusatzprotokolls. 

Zu Artikel 11 (Beitritt zum Protokoll) 

Artikel 11 trifft Regelungen zu den Möglichkeiten, dem Protokoll nach Inkrafttreten beizu-
treten. 

Zu Artikel 12 (Räumlicher Geltungsbereich) 

Artikel 12 enthält Regelungen zu Erklärungen der Vertragsparteien zum räumlichen Gel-
tungsbereich des Zusatzprotokolls. Die Vorschrift entspricht Artikel 25 des Übereinkom-
mens. 

Zu Artikel 13 (Kündigung) 

Artikel 13 enthält die Regelungen zu der Kündigung des Protokolls. 

Zu Artikel 14 (Notifikationen) 

Artikel 14 enthält Einzelheiten zu den Notifizierungspflichten des Generalsekretärs des 
Europarates. 


